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Beklagte und Revisionsbeklagte„

Der l° Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 17° November

1970 durch

Präsident ;- ' Prof. Dr° U a n n
a'g at

' . :. _ .
*>‘ — Vorsitzender —‚l '

_ .

Bundesrichter
.

Dr° S c h u b e r t ,
Bundesrichter “IS 0 h m i d t h a l s ,
Bundessozialrichter Dr‚ H a t e s a u l und

Bundessozialrichter D e m b o w s k i
_

'.

für Recht erkannt: .' -'4- '“
, .

Auf die RevisionenderKläger werden die Urteile

des Schleswig-Holsteinischen Landessozialge—
richte vom 17, Juli 1968 aufgehoben‚

des Sozialgerichts Kiel vom 8° November 1962
werden zurückgewiesen.

'Die Beklagte hat den Klägern die außergericht—

lichen Kosten des Berufungs— und Revisionsver—

fahrens zu erstatten°
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Zu entscheiden ist über den Beginn von Hinterbliebenenél
renten, die die Witwe und_Waisen des Versicherten infolge

einer im Dezember 1952 aus dem Kontenarchiv der stillge—'

legten Reidhsversicherungsanstalt für Angestellte (RfA)-«*

erteilten unrichtigen Auskunft, daß ein Beitragskonto des.

Versicherten nicht zu ermitteln sei, erst nach Richtige

stellung der Auskunft im April 1964 beantragt haben° '

Die Klägerin zu 1) ist die Witte, die Kläger zu 2) bisi

5) sind die ehelichen, in den Jahren 1955, 1955, 1957
und 1945 geborenen Kinder des am 15° März 1945 gefalle—

nen Regierungsr Und.Landwirtschaftsrates_Dr„ Kogelschatzo

Die Klägerin zu 1), die infolge der Kriegsereignisse die
Vorsicherungsunterlagen ihres Ehemannes verloren hat,

erhielt auf ihre Bitte um Übersendung eines Kontöauszuges

vom 8° Dezember 1952 von der Treuhandverwaltung der

stillgelegten Sozialversicherungéträger
—

RfA
— mit/

Schreiben vom 16° Dezember 1952 die Mitteilung, daß für

ihren Ehemann kein-Beitragskonto zu ermitteln sei° Darauf

vhat sie im Dezember l952 keine Hinterbliebenenrenten■be—

antragto-

Im April l964 ergab sich, daß im Kontenarchiv der be—

klagten BundesVersicherungsanstalt für Angestellte (BfA)

doch auf den Namen des—Ehemannes der Klägerin zu 1) aus—
gestellte Versicherungskarten vorhänden waren‚ in denen

Beiträge zur Angestelltenversicherung (AnV) für die Zeit

von August 1952 bis August 1954 nachgewiesen sinö° Derauf«■-V

hin beantragten die Kläger am 28 April 1964 die Gewährung'

von Witwén— und Waisenrenten°
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Die Beklagte gewährte der Klägerin zu 1) Witwenrente

und dem Kläger zu 5) Waisenrente vom l° Januar 1957

an (Bescheide vom 15° August 1966)° DemKläger zu })
gewährte sie zunächst Waisenrente für die Zeit vom

‘

l° Mai bis zum 51. Dezember 1960 und dem Kläger zu 4)

Waisenrente zunächst für die Zeit vom l° Mai 1960 bis

zum 31° März 1962° Die entsprechenden Bescheide hob

“sie jedoch später auf und lehnte ihnen gegenüber die

Gewährung von Waisenrente ab, weil sie zur Zeit der

‘Antragstellung im April 1964 das 25° Lebensjahr schon
vollendet und keine Rentenansprüche mehr gehabt hätten

(Bescheide vom 5„ August 1966)° Dem Kläger zu 2) gegen-

über lehnte sie mit einer ähnlichen Begründung die
Waisenrente von vornherein ab (Bescheid vom 4„ August

1966)° Die Ansprüche auf Hinterbliebenenrente im übri—

gen hielt die Beklagte £ür unbegründet, weil es an den

Rontenanträgen fehle°

Gegen die Bescheide haben die Kläger Klage erhoben,

der Kläger zu 2) ursprünglich in einem getrennten Ver—

fahren° Im Revisionsverfahren sind die Verfahren zur
gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbunden

worden°

Das Sozialgericht (SG) Kiel hat durch die Urteile vom
_8. November 1967 den Anträgen der Kläger entsprechend

die Beklagte unter Änderung bzw° Aufhebung ihrer ent—

gegenstehenden Bescheidefverurteilt‚ den Klägern über

die Gewährung von Witwen— und Waisenrenten neue Be—

scheide zu erteilen, wie wenn Rentenanträge nach dem

Angestelltenversicherungsgesetz (AVG) alter Fassung

(aF) im Dezember 1952 und Rentenanträge i„S„ des Art°
2 5 40 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsge-

setzes (AnVNG) im Laufe des Jahres 1957 gestellt worden
wären; es hat gegen die Urteile die Berufung°zugelassen°

Das SG war der Meinung, die Beklagte könne sich nach

_ 4 _
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den Grundsätzen von Treu und Glauben auf die im Dezember

1952 und im Kalenderjahr 1957 unterlassene Antragstellung

nicht berufen, da diese ihre Ursache im Bereich der Be—

klagten habe° ’

Das Schleswig—Holsteinische Landessozialgerieht (LSG)

hat durch die Urteile vom 17° Juli 1968 — unter zulassung

der Revision —die Urteile des SG aufgehoben und die
Klagen abgewiesen° Es hat die Auffassung vertreten, die
Gewährung der Renten fürdie Zeit bis zum 510 Dezember

1956 sei nach dem damals geltenden Recht ebenso von dem
Rentenahtrag abhängig

gewesen wie die Gewährung von

Wai3enrente gem° Art° 2 S 40 AnVNGfür dié_Zeit vom -
1° Januar 1957 an° Vor dem 28° April 1964 sei ein Renten«

entrag nicht gestellt° Das Schreiben an die Treuhandver—

waltung vom 8° Dezember 1952 könne nicht als Rentenantrag—

stellung angesehen werden, denn es habe nur der Vorbe—‚f

‘ reitung eines Rentenantrages gediento Zwar sei die Aus—

kunft der Treuhandverwaltung
vom 16° Dezember 1952 sach—

lich falsch und die Unrichtigkéit dieser Auskunft ur—
bsächlich dafür gewesen, daß die Kläger weder im Dezember

1952 noch im Jahre 1956 und im Jahre 1957 den Rentenän—‘

trag gestellt hätten? Es sei auch eine Amtspflicht da—
,hin zu bejahen, daß Auskünfte, wenn sie erteilt werden,

richtig und erschöpfend sein müßten° Gleichwohl bestehe

für die Kläger‘nach Treu und Glauben kein Anspruch aus
'‚Naturalrestitution oder aus Folgenbeseitigung, sie so zu‘

stellen, als wennsie im Dezember1952, im Jahre 1956'
und im Jahre 1957 bei dem zuständigen Versicherungsträger

die Gewährung der Hinterbliebenenrenten beantragt‚hättenov

Gegen die Urteil haben die Kläger ReVision eingelegt,

mit der sie ihre Ansprüche auf Hinterbliebenenrenten

weiterverfolgen° Sie beantragen die Urteile des
Schleswig—Holsteinischen LSG vom 17 Juli 1968 aufzuheben

und die BerufungenderBeklagten gegen die Urteile des SG
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Kiel
vom 8. November 1967 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt, die Revisionen zurückzuweisen°

II

Die Revisionen der Kläger sind begründet.

Entgegen der Ansicht des LSG kann die beklagte BfA die

Gewährung der von den Klägern beanspruchten Hinterblie-

benenrenten nicht deshalb ablehnen, weil es an dem Renten-

antrag fehlt. Die Kläger sind von der Beklagten vielmehr

so zu‘stellen‚ als wenn ihnen von der Treuhandverwaltung

der stillgelegten Sozialversicherungsträger -RfA— aus
dem Kontenarchiv der RfA im Dezember 1952 statt der

falschen die richtige Auskunft erteilt werden wäre, und

als ob sie der richtigen Auskunft entsprechend die Hinter-
bliebenenrenten im Dezember 1952, im Jahre 1956 und im

Jahre 1957 für den früheren Rentenbeginn rechtzeitig be-

antragt hätten°

"Auf den Witwenrentenanspruch der Klägerin zu 1) für Ztiten

vor dem 1° Januar 1957 aus dem am 15° März 1945 einge—
tretenen Versicherungsfall sind gemäß Art° 2 5 6 AnVNGdie
bis zum Inkrafttreten des AnVNGam 1" Januar 1957 (Art°

.5 5 ? AnVNG) geltenden Vorschriften anzuwenden° Der aus
den Beiträgen zur RfA hergeleitete, gegen die beklagte

BfA gerichtete Anspruch fällt unter das Fremdrenten— und

Auslandsrentengesetz (FredeG) vom 7° August 1955 (BGBl

I 848 — BSG 4, 96; SozR Nr° 5 zu 5 17 FredeG)„ Er ist
gegen die BfA, die mit der RfA nicht identisch ist, als

dem heutigen Träger der AnV erst mit Erlaß des FredeG
_

_
entstanden (BSG in SOZR Nr° 2 zu 5 8)° Der Rentenanspruch

der Klägerin zu 1) bis zum 51. Dezember 1956 richtet sich

nach den Vorschriften des AVG idF bis zum 51° Dezember
1956 —aF— (€ 2 FredeG)„ Gemäß 5 41 Abs° 1 AVG aF i„V„m°

'ä-1286 Abs„ 1 der Reichsversicherungsordnung (EVO) in der

- 5 -
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bis zum 51° Dezember 1956 geltenden Fassung (a?) beginnt

die Rente mit dem Ablauf des Kalendermonats, in dem ihre

Voraussetzungen erfüllt sind; wird sie‘jedooh nach dem

Ende des folge■deniü■ßmkrmonats beantragt, so beginnt sie

erst mit dem Ablauf des Antragsmonats° Für die-Leistungen

nach dem FredeG schreibt @17 Abs° 1 FredeG besonders

vor, ergibt sich bei der Anwendung einer Vorschrift dieses

Gesetzes, daß der Versioherungsfall vor dem Zeitpunkt

ihres Inkrafttretens‘eingetreten ist, und ist nicht be—

reits eine Leistung für die Zeit vor diesem Zeitpunkt
festgestellt worden, so beginnt die Leistung nach Maß—

gabedieses Gesetzesmit diesemZeitpunkt, frühestens
jedoch mit dem Zeitpunkt der Begründung des Wohnsitzes

des Berechtigten im Bundesgebiet oder im Land Berlino Dies

gilt auch, falls der Antrag nachher, spätestens aber bis

zum Ablauf eines Jahres nach der Verkündung des Gesetzes

gestellt wird„ Das Fremd G ist am 10° August 1955 ver-

kündet worden und am 1-° April 1952 in Kraft getreten

(@20 Abs° 1 Satz 1’Fredeß)°
„

‘

.DemLSGund der Beklagten ist darin beizupflichten5 daß
sowohl nach @41‘Ab3° 1 AVG aF i„V„m° % 1286 Abse 1 EVO

aF als auch nach 5 1 Abs„ l;_ä 17 Abs° 1 FredeG Leistun—'r
gen nur auf Antrag gewährt Werden und der Beginn der

‚
Rente von dem Zeitpunkt der Antragstellung abhängt (vgl°

zu % 1286 RVO aF, BSG 21, 129 ff; zu 55 l, 17 FredeG

BSG in SozR Nre 19 zu ä'l7 FredeG)„ Die Witwenrente'

kann mithin dem Klageantrag der Klägerin zu 1) ent»
sprechend gemäß 5 17 Abs° 1 FredeG frühestens vom'v
le April 1952 an beginnen, wenn ein Rentenantrag bis zum
10° August 1954 gestellt worden ist„ Einen förmlichen

Antrag auf Gewährung der Hinterbliebenenrenten haben”

die Kläger jedoch erst am28° April 1964 gestellt,

Das Schreiben der Klägerin zu 1) vom 8° Dezember 1952

an die "Versicherungsanstalt für Angestellte in Berlin"
beinhaltet, wie das LSG zu Recht angenommen hat‚ nur die
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Bitte um Erteilung einer Auskunft aus dem Kontenarchiv°

Es stellt keinen Rentenantrag dar, weil es weder eine

auf Gewährung einer Leistung gerichtete Willenserklärung

enthält noch einen darauf gerichteten Willen erkennen

läßt (vgl„ hierzu BSG 2, 275, 275)° Nach dem im Renten-

recht geltenden Antragsprinzip kommt es grundsätzlich

nicht darauf an, aus welchen Gründen der Antrag nicht

früher gestellt worden ist, Deshalb kann der Umstand

allein, daß die Klägerin zu 1) wegen der ihr am 16° De—

zember 1952 erteilten unrichtigen Auskunft ohne ihr Ver-

schulden gehindert war, den Antrag früher zu stellen,

auch nicht bewirken, daß die in 5 1286 Abs. 1 BVG aF,
5 17 Abs° 1 Satz 2 FredeG für den früheren Rentenbe-

ginn vorgesehenen Antragsfristen erst mit der Richtig—

stellung der Auskunft im Jahre 1964 begonnen haben und

der Antrag am 28° April 1964 noch innerhalb der Fristen

gestellt ist° Das Bundessozialgericht (BSG) hat sowohl

_zus 1286 RVOaF als auch zu 5 17 Abs. 1 FredeG wieder-
holt ausgesprochen, daß es insbesondere nicht entschei—

dend ist, ob der Berechtigte ohne sein Verschulden ver—
hindert_gewesen ist, den Antrag früher zu stellen, oder

ob er den Antrag nicht früher stellen konnte° Diese Auf;

fassung hatte das Reichsversicherungsamt (BVA) zu 5

1286 RVO aF unter Hinweis auf die geschichtliche Ent-
wicklung dieser Vorschrift ebenfalls vertreten (BVA in

AN 1959, 208; BSG 21, 129 ff; BSG in SozR Nr° 5 zu 5 17
FredeG)°

Zwar wird von diesem allgemein geltenden Grundsatz eine

Ausnahme zugelassen, wenn der Rentenberechtigte wegen

Minderjährigkeit geschäftsunfähig oder in der Geschäfts—
fähigkeit beschränkt und nicht in der Lage ist, den

Rentenantrag selbständig zu stellen° In diesem Falle

beginnt die Antragsfrist des 5 1286 Abs° 1 BVG aF für4

den früheren Rentenbeginn — wie das RVA entschieden hat -
erst mit der Bestellung des gesetzlichen Vertreters"
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..; 8 _

Die geschichtliche Entwicklung des 5 1286 RVOaF läßt
aber deutlich erkennen, daß die für den früheren Beginn;)

der Renten maßgebende Frist für den Rentenantrag in der,b

Regel auch dann zu gelten hat, wenn
der Berechtigte den

Antragnicht früher stellen konnte (BVAaa0>°Selbst die
„durch den 2° Weltkrieg geschaffenen besonderen Vgrhält—

niSse, nach denen die rechtzeitige Stellung des Renténan—

trages oft nicht möglich
war,

hat den Gesetzgeber nicht

veranlaßt, von diesem Grundsatz allgemein abzuweichene

yErfhat Ausnahmen nur in ganz bestimmten Fällen zuge—
‘lassen, so zB für die Hinterbliebenen von Kriegsteil—

‚nehmern, die_den Tod eines Versicherten erst zu einem

späteren Zeitpunkt erfuhren (vglocä 2 Satz 1 und 5
KriegsfristenG vom 15° November 1952 idF des ÄndG vom

‚26, Juli 1955)° Selbst diese Vorschriften hatten aber
nicht ganz allgemein die Aufgabe, den Hinterbliebenen,

von denen der'Renténantrag aus anderen Gründen (zB wegen 1

1Unkenntnis der Versicherung des Verstorbenen oder des

Erfordernisses eines rechtzeitigén Antrages, wegen.

falscher Auskunft über das Versiöhérungsverhältnis oder

wegen Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Unterlagen)

'nicht rechtzeitig gestellt werden war, einen früheren

.Rentenbeginn zu verschaffen (BSG 5, 72,75, 76)„ In BSG‘
5, 57 ff hat der Senat die Auffassung vertreten, beim

Erhalt der Todesnachricht konnten „ und mußten & die
Hinterbliebenen die Renten beantragen (5 41 AVG eF, %

1286 EVO aF); für diesen Antrag sei zwar keine Frist ge*
setzt gewesen, wohl aber habe sich der Beginn der Renten

_nach dem Zeitpunkt des Antrages gerichtet° Auch diesen

Entscheidungen des BSG ist zu
entnehmen, daß es für äh

1286 RVG aF.grundsätzlich nicht entscheidend ist, aus
welchen Gründen der BereChtigte_den Rentenantrag nicht

früher stellen konnte; die nach dem Kriege in einzelnen
Ländern bestehenden Vorschriften, die darauf abstellten,

ob die verspätete Antragstellung "unverschuldet" gewesen

ist, sind aufgehobenworden(vgl° BSG5, 72, 75)? Daßes
.in der Regel ohne Belang ist, aus welchen Gründen der '

Rentenantrag nicht früher gestellt werden ist, hat auch
...9...‘
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im Rahmen des 5 17 Abs. 1 FredeG zu gelten, weil das

Gesetz hier keine Ausnahme von diesem Grundsatz vorsieht.

Anders liegt Jedoch der Fall, wenn der Versicherungs-

träger, der die im Gesetz vorgesehene Leistung zu er—
bringen hat, durch sein oder durch ein von ihm zu ver-

tretendes pflichtwidriges Verhalten die rechtzeitige

Antragstellung selbst verhindert hat, nämlich durch

eine falsche Auskunft über das Vorhandensein eines

Beitragskontos in dem vom Versicherungsträger selbst

verwalteten Kontenarchivo Bei der Versäumung von ge-
setzlichen Ausschlußfristen gilt - wenn ihr Zweck dem

nicht entgegensteht — der aus dem Gesichtspunkt von Treu

und Glauben (ää 242, 162 des Bürgerlichen Gesetzbuches
—BGB—)hergeleitete Grundsatz, daß sich derjenige nicht

auf die Versäumung der Ausschlußfrist berufen kann, der

.
durch sein eigenes rechtswidriges wenn auch schuldloses

Verhalten den Berechtigten von der Einhaltung der Frist
abgehalten, also die Versäumung der Frist verursacht

hat (RG148, 298; BGH9, 5; Palandt, BGB,28, Aufl.„
@242 Anm. 4 d und Überblick vor 5 194 Anm° 4; BVerwG
9, 89 ff; vgl° auch BGHin VersR 1969, 796), In einem
solchen Fall gilt die Frist als gewahrt, Die in 5 1286
Abs° l RVG aF und in.ä 17 Abs" 1 Satz 2 FredeG für den

früheren Beginn der Renten vorgesehenen Antragsfristen

stellen zwar keine Ausschlußfristen im eigentlichen
Sinne dar, denn in diesen Vorschriften wird für die

Stellung des Rentenantrages keine Frist in dem Sinne ge-
setzt, daß der Berechtigte von dem Recht, den Rentenan—

trag zu stellen, nach Ablauf der Frist ausgeschlossen

wird° Nur der Beginn der Rente richtet sich nach dem

Zeitpunkt des Rentenantrages (vgl. hierzu BSG 5, 57 undv

59), Gleichwohl wird im Gesetz der frühere Beginn der
Renten davon abhängig gemacht, daß der Antrag binnen
einer bestimmten Frist gestellt ist. Der Rentenberech-

tigte wird also, wenn er den Rentenantrag nicht inner-

halb der gsetzten Frist stellt, für die Vergangenheit

_ 10 -
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mit seinem Anspruch auf Rente ausgeschlossen° Der Be— *“

rechtigte kann sein Recht, den Antrag mit der Wirkung des

früheren Rentenbeginns zu stellen, nur innerhalb be—

stimmter Fristen ausüben; insofern kommt dem.Nichtein—
halten der Antragsfrist eine-echte ausschließende Wirkung

l-zu, so daß die Antragsfristen jedenfalls in diesem Sinne
als Ausschlußfristen in Betracht kommen dürften° Dies

braucht indessen nicht abschließend geklärt zu werden;

denn der fürdie Versäumung einer Ausschlußfrist geltende
vGrundsatz, daß derjenige sich nicht auf die Fristver—

säumnis berufen kann, der durch sein eigenes pflichtwidri—

ges Verhalten den Berechtigten daran gehindert hat, die

Frist einzuhalten, hat jedenfalls entsprechend zu gelten,

wenn der Versicherungsträger durch ein.objektiv pflicht—

:idriges Verhalten den Rentehbérechtigten daran gehindert

hat, den Rentenantrag innerhalb der vo
rgeschriebenen '

Fristen so rechtzeitig zu stellen, daß er auf den Zeit—

punkt zuruckwirkt, der für den früheren Rentenbeginn

vorgesehen ist Der Zweck den das Gesetz mit der Regelung

verfolgt, daß nur der innerhalb bestimmter Fristen ge—
»lstellte Antrag den früheren Beginn der Renten zur Folge

'>'haben soll, steht dem nieht entgegen, bei der Berufung

au; die Versäumung der Frist jedenfalls die Grundsätze von.
VTreu und Glauben anzuwenden° Die Ausübung aller Rechte

und die Erhebung von Einwendungen stehen unter dem Grund—

satz von Treu und Glauben° Niemand darf Rechte ausüben

oder Einwendungen erheben,
wenn er sich damit mit seinem ‘

früheren Verhalten in WidersPruch setzt und dies mit den

G1undsätzen von Treu und Glauben nicht zu vereinbaren ist°

Der ll° Senat des BSGhat in seinem Urteil von 25° Juni
1964 (BSG 21, 129 = SozR—Nr° 14 zu 5 1286 RVO aF) darge—
legt, daß echte Ausschlußfristen, nach deren Ablauf ein

Anspruch auf Rente überhaupt nicht mehr geltend gemacht
.werden könne, in erster Linie den Zweck hätten, den Ver—

sicherungsträgér wegen der Schwierigkeit der Aufklärung

länger Zurückliegender Vorgänge vor unbegründeten An—
sprüchen zuschiitzen° Wenn dagegen in der Rentehversiche—
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rung der Antrag Später gestellt werde als dies nach dem

Gesetz ohne Nachteile für den Beginn der Rente möglich

sei, so führe dies nicht zum Verlust des "Stammrechts",

sondern nur zu einem späteren Beginn der Einzelleistungen

aus dem Stammrecht° Die Vorschrift des 5 1286 RVGaF habe
im wesentlichen "Ordnungscharakter"; sie solle der Ver—

waltung den Überblick über die-zu erbringenden Leistungen

"erleichtern und beruhe auf der Erwägung, daß ebenso wie Unter-

halt nicht für die Vergangenheit gefordert werden könne

(@ 1615 BGB) auch die Rente nicht gewährt werde für eine

Zeit, für die sie nichtdurch den Antrag geltend gemacht

sei°

Wenn es hiernach aueh dem gesetzlichen Zweck des 5 1286

RVG aF entspricht, den Berechtigten bei späteren Antrag

in der Regel selbst mit solchen Ansprüchen auszuschließen,

die bei früheren innerhalb der gesetzten Antragsfristen gem
stellten Antrag zweifelsfrei begründet gewesen wären, so
gilt dieser Grundsatz doch nicht ausnahmslos, wie schon

die Entscheidung des RVA (AN 1959, 208) zeigt (vgl°

hierzu auch BSG 19, 175)° Mit dem Zweck des Gesetzes ist
es aber ebensowenig zu vereinbaren, den Versicherten mit

an sich begründeten Ansprüchen für die Vergangenheit

wegen eines verspätet gestellten Rentenantrages auszu—

schließen, wenn der Berechtigte durch ein pflichtwidri—

ges Verhalten des Versicherungsträgers selbst daran ge—

hindert worden ist, einen Rentenantrag früher und frist-
gerecht zu stellen" Wird dem Versicherten oder seinen

Hinterbliebenen durch Gesetz dem "Grdnungscharakter"

des @1286 RVGaF entsprechend "zugemutet", selbst an
der Ordnung seines Versicherungsverhältnisses insoweit

.mitzuwirken, als er seinen Anspruch "anzumelden" hat —
wie der ll, Senat in seinem Urteil weiterhin ausgeführt

hat —, so widerspräche es doch dem Zweckgedanken des

5 1286 RVGaF, einen Berechtigten wegen des Unter—
lassens seiner Mitwirkung an der Ordnung seines Ver—
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sicherungSVGrhältnisses
— nämlich durch Anmeldung seines

’Anspruchs — von einem sonst begründeten Anspruch aus—
lzuschließen, wenn er nur deshalb seinen Rehtenantrag —

als aussiehtslos - nicht früher gestellt hat, weil ihm
auf seine ausdrückliehe Anfrage hin von der zuständigen

Stelle die unrichtige Auskunft erteilt worden ist‚ daß
ein Beitragskonto für den Versicherten nicht zu ermitteln
ist; der Berechtigte also durch den Versicherungsträger

selbst an der Mitwirkung zur Ordnung seines Versicherungs-
verhältnisses durch einen fristgerechten_Antrag gehindert

„
werden isto ' "

Dieser Rechtsgedanke ist bereits in dem Urteil des 4°
Senats des BSG vom 28° Oktober 1968 — 4 RJ 555/64 — zum
Ausdruck gekommen° In diesem Urteil ist ausgeführt, trotz

unterlassener Antragstellung wäre die Entstehung des
'Ansbruchs nur dann in Erwägung zu ziehen, wenn der Ver—

sicherungsträger durch unrichtige Auskunft den Beredhe >
tigten an der Antragstellung gehindert hätte„ sei es auch

nur in der Weise, daß er die Antragstellung in Anbetracht_

der Auskunft für aussidhtslos gehalten hätte° Unter Hin— ‚“

weis auf die Entscheidungen des BSG in SozR Nr° } zu 5

1255 EVO, Nr., 21 zu Art„ 2 €; 42 Ari/NG, in Soners 1963,
'62 und in Praxis 1964, 450 hat der 4° Senat hervorgehoben,

die Fürsorgepflicht des Versicherungsträgers gegenüber dem

Versicherten und dessen Hinterbliebenen könne es dem _

Versicherungsträger je nach den Umständengebietén, den
Versicherten oder seine Hinterbliebenen zu beraten, vor

allem die im Hinblick auf den Rentenanspruch erforder—
lichen Auskünfte zu erteilen; die Erteilung einer falschen
Auskunft könne aber allenfalls dann eine Verpflichtung

zur Rentengewährung trotz Fehlens einer An5pruchsvoraus—

setzung herbeiführen, wenn durch die Auskunft der Ein-
Vtritt der Voraussetzung verhindert werden sei (vglg hier«

‚zu Weyreuther in Verhandlungen des 47° DeutSchen Juristen—

tages, Band I Teil B)o
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‚_‚1'5—4.

Mag dem 5 1286 Abs° 1 BVG aF sowie dem 5 17 Abs, 1

Satz 2 FredeG auch Ordnungscharakter in dem Sinne

zukommen, daß der Berechtigte von dem früheren Renten—

beginn ausgeschlossen bleiben soll, wenn er die dafür

vorgesehenen Antragsfristen nicht einhält, so steht dem

doch nicht entgegen, daß der Rentenantrag ausnahms-

weise als innerhalb dieser Ahtragsfrist gestellt zu
gelten hat, wenn der Berechtigte durch ein pflichtwidri—

ges Verhalten des Versicherungsträgers oder seines Hilfs-

organs an der rechtzeitigen Anmeldung seines Anspruchs,

also gerade an der Einhaltung dieser Antragsfristen ge—
hindert worden ist° Der 12° Senat hat in seinem Urteil

vom24, März1964(BSGin SozRNr; 21_zuArt„ 2 5,42___.ArVNG) bereits den Rechtsgedanken—geäüßert, daß‚ein■'

Versicherter grundsätzlich beanspruchenkann, in seinem
Vertrauen auf die Richtigkeit einer ihm von dem zuständi-

gen Versicherungsträger erteilten Auskunft geschützt zu
werden, wenn er danach handelt° Ein solcher Versicherungs—

schutz könnte aber nur beinhalten, den Versicherten so
zu Stellen, wie er stände, wenn ihm die Auskunft nicht
oder richtig erteilt werden wäre° Auch der Bundesfinanz-

hof hat sich dahin ausgesprochen, daß, wenn eine un—
richtige Auskunft des Finanzamtes einen Steuerpflichtigen

zu steuerlich ungünstigen Dispositionen veranlaßt hat,

er so zu stellen ist, als wenn ihm die unrichtige Aus-
kunft nicht erteilt werden wäre, Die Bindung des Finanz—

lamtes an seine unrichtige Auskunft führe allerdings nicht

dazu, daß dem Steuerpflichtigen ein Vorteil gewährt werden

müsse, der ihm auch bei richtiger Auskunft nicht zuge—
flossen wäre (BFH 86, 148)° Das Bundesverwaltungsgericht

(BVerwG) hat nicht nur in seinem Urteil vom 22° November
1957(ZLA1958,55) entschieden,daßdie Behördeeine
Leistung nicht wegen Nichteinhaltung einer Antragsfrist

ablehnen darf, wenn sie oder ihr Hilfsorgan die Ver?

spätete Antragstellung verschuldet
hat° Auch in seinem

Urteil vom 15. Juli 1959 (BVerwG 9, 90) hat es für den

- 14 _,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 14 „

‚Fall, daß die Geltendmachung eines-Anspruchs von der Ein—

haltung einer Frist abhängt, ausgesprochen, daß die Frist.

als gewahrt gilt, wenn die Einhaltung_der Frist durch

\
pflichtwidrigee Verhalten des Sachbearbeiters der zu—"

ständigen Verwaltungsbehörde verhindert wordengist°

In dem gegenwärtigen Streitfall stellt die unrichtige

schriftliche Auskunft der Treuhandverwaltung von 16° De—
2ember 1952 ein pflioht■idriges Verhalten der und die Kläge—

rin zu l) ist auch durch dieses pfliéhtwidriges Verhalten
_daran gehindert werden, den-Witwenrentenantrag innerhalb

der in 5 17 Abs„. 1 Satz 2 FredeG für den früheren Beginn
ihrer hitwenrente gesetzten Frist zu stellen°

Nach der einhelligen Rechtsprechung der
obersten Bundesei

gerichte mußdie AuSkunft, die eine BehördedemStaate—
bürger gibt, nicht nur richtig, sendernaüch unmißver—

_ständlich Sein, nämlich so klar und vollständig, daß der

Empfänger entsprechend disponieren kanno Aufgrund der—

Fürsorge— und Betreuüngspflioht hat der Beamte dem

_
Staatsbürger, soweit er mit dessen Angelegenheiten be—

faßt ist, zu helfen, um das zu erreichen, was ihm zu—
‚steht oder was er im Rahmen des Möglichen und Zulässigen

' zu erreichen wünschto‘Deshalb müssen AuSkünfte eines
Beamten richtig, eindeutig und vollständig sein, weil

andernfalls bewirkt werden kann, daß der Empfänger der
vAuskunft über seine Rechte in einer Weise disponiert,

die ihn benachteiligt (vgl.° hier2u BGH_Urt° vo 27,4„1970

in MdR 1970, 7&6 und die dort aufgeführten Entscheidungen),
Den Beamten trifft sogar eine entsprechende Aufklärungs— \

und Belehrungspflicht, wenn er bei Wahrnehmung seiner ,
dienstlichen Aufgaben erkennt oder erkennen muß, daß ein ‚

‚Bürger, der mit der Behörde durch die Stellung eines*'

„Gesuches verbunden ist, Maßnahmen beabsichtigt, deren ’

Unterlassung für ihn nachteilige Rechtsfolgen haben oder
haben können (vgl°hierzu'ßG■ Urt° V° 17,9„1970 in BB 1970,
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1279)» Die Nichtbeachtung dieser Pflichten führt in der

Regel zur Haftung der Behörde mit dem Ziel, dem Bürger keine

rechtlichen und wirtschaftlichen Nachteile daraus er-
wachsen zu lassen, daß er zur Wahrung seiner Rechte im

Vertrauen auf die Richtigkeit der behördlichen Auskunft

notwendige Handlungen unterlassen hat, die er bei richtiger

Auskunft vorgenommen hätte° Diese Grundsätze haben in

gleicher Weise im Bereich der gesetzlichen Rentenver—

sicherung zu gelten; denn hier gehört es in besonderem

Maße zu°den Pflichten der mit der Betreuung der zumeist

sozial schwachen Volkskreise betreuten Stellen, den Be-

_treuten zur Wahrnehmung und Erlangung der ih■én v0m Ge-

setz zugedachten Rechte nach Kräften beizustehen°

Die Treuhandverwaltung der stillgelegten Sozialver—

sicherungsträger -RfA — verwaltete im Jahre 1952 zu— '

sammenmit demGemeinschaftsbüroder westdeutschen
Landesversicherungsanstalten die vorhandenen Beitrags—

konten der RfA und stellte auch Ersatzhescheinigungen

aus; zudem oblag ihr die Auskunftserteilung an Behörden,

Versicherungsträger und Versicherte über die bei der RfA

zentral geführten Akten und Konten der Versicherten

(Koch/Hartmann/V° Altrock/Fürst, AVG, 2. u.5° Auflo, Bd°
l S° 572; Hoernigk, BArbBl„ 1955, 649)° Die Treuhandver—

waltung und das Gemeinschaftsbüro der westdeutschen Landes-

versicherungsanstalten waren also mit den Rentenangelegen—

heiten der Versicherten in der Angestelltenversicherung

und deren Hinterbliebenen insoweit befaßt, als sie ihnen
Auskünfte aus den Beitragskonten der RfA zu erteilen

hatten° Die der Klägerin zu 1) am 16° Dezember 1952

gegebene Auskunft hatte richtig, unmißverständlich und
vollStändig zu sein° Falls seitens der Treuhandverwal-

tung die Möglichkeit des Vorhandenseins von Unterlagen

über ein Beitragskonto des Ehemannes der Klägerin zu 1)

nicht mit Sicherheit auszuschließen war - weil bei der

Verwaltung von etwa insgesamt 9,5 Millionen Konten eine
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absolut richtige Auskunft nicht möglich gewesen sein

sollte (vgl‚ Tannen, DBV 1970, 68), so hätte in derv
schriftlichen Auskunft vom 16° Dezember 1952 ein ent—

eprechender Vorbehalt oder Hinweis aufgenommen werden_
müssen, um die Klägerin zu 1) eindeutig und vollständig

zu unterrichten und sie nicht zu einem für ihre Rechte_ ’

nachteiligen Verhalten zu veranlassen, nämlich die
_Stellung der Hinterbliebenénrentenanträge zu unterlassen ‘

>(vgl hierzu BGH in BB 1970, 1279) '

Daß die Auskunft der TreuhandVerwaltung vom 160 Dezemberv

1952VfalSCh gewesen ist, hat das LSG unangefochten fest—
gestellt, so daß das Revisionsgericht an diese Fest—

stellung gebunden ist (S 163 des Sozialgerichtsgesetzes‚
—SGG—)°Ebenso hat das LSG für das Revisionsgericht
bindend festgestellt‚ daß die falsche Auskunft ursächlich

>dafür gewesen ist, daß die Klägerin zu 1) im Dezember '

1952 ihren Antrag auf Witwenrente nicht gestellt hat° Um

ldiesen Antrag innerhalb der für den früheren Rentenbeginn
dnach % l? Abs° 1 Satz 2 FredeG vorgesehenen Frist als
-gestellt gelten zu lassen, kommt es aber des weiteren

darauf an, ob die Treuhandverwaltung durch ihre falsche
_

Auskunft die Klägerin zu 1) daran gehindert hat, den
Witwenrentenantrag im Dezember 1952 zu stellen„

Der Rentenantrag sowohl.naeh % 1286 Abs; 1 RVG aF als auch»

nach 5 17 Abs° 1 Satz 2 FredeG ist an keine besondere
'Form gebunden; er kann auch mündliéh ge3tellt werden° Die
Klägerin zu 1) hätte zur Wahrung der Antragsfristen7für

den früheren Rentenbeginn trotz der ihr erteilten falschen

Auskunft —also unabhängig von dieser_Auskunft —bei dem
zuständigen Versicherun€sträger die Witwenrente im De—„
zember l952 beantragen könneno Gleichwohl ist sie durch

die falsche Auskunft daran gehindert väorden°Auf die
Richtigkeit und Vollständigkeit der ihr von der zuständi—

gen Stelle schriftlich gegebenen Auskunft durfte sie .
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\

vertrauen. Sie mußte deshalb davon ausgehen, daß für ihren

Ehemann Beiträge zur AnV nicht entrichtet worden sind, ein

Versicherungsverhältnis ihres Ehemannes in der AnV nicht be-

standen hat und deshalb der Antrag auf Witwenrente aus—
siehtslos€ein würde° Die über die Kriegswirren erhaltenen

Beitragsübersichten und Kontoauszüge der früheren RfA

bieten auch sonst in aller Regel lückenlos Beweis über die

Beitragsentrichtung (Koch/Hartmann/v° Altrock/Fürst, AVG
2°u„5‚mmL‚Bm■l,S.5@JQMeAmeÜ<er%

Kontenarchiv der früheren RfA verwaltenden Stelle, daß ein

Beitragskonto für eine Person — für dessen Namen die Bei-
tragsübérsichten und KÖntöauszüge erhalten geblieben sind“;

nicht besteht, erbringt in der Regel, also wenn nicht be-
sondere Verhältnisse vorliegen, auch für die Gerichte und

die Versicherungsträger den Beweis, daß Beiträge nicht

entrichtet werden sind°

Nach den Feststellungen des LSG hat die Klägerin zu 1) die

Versicherungsunterlagen ihres Ehemannes durch die Kriegs-

verhältnisse verloreno Weder nach dem Vorbringen der Be—

teiligten noch nach den Feststellungen des LSG bestehen

Anhaltspunkte für die Annahme, daß die Klägerin zu 1)

trotz der ihr erteilten Auskunft der Treuhandverwaltung

Anlaß hätte haben müssen, die Versicherung ihres Ehemannes

in der AnV und das Vorhandensein von Beitragsunterlagen

an anderer Stelle zu vermuten und für deren Feststellung

weitere Schritte zu
unternehmen, Vielmehr hat die Kläge—

ring als Hinterbliebene eines Versicherten durch die

Anforderung eines Kontoauszuges von der dafür zuständigen

Stelle die nach den Umständen des Falles gebotenen Vor-

kehrungen getroffen, um das Versicherungsverhältnis ihres

Ehemannes zur AnV aufzuklären und die für einen Witwen—
rentenantrag unentbehrlichen Beitragsunterlagen zu er—

,
langen°
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Sie mußte zur Wahrung ihrer Rechte für den früheren

'Rentenbeginn den Antrag auf Witwenrente im—Dezember 1952

auch nicht vorsorglich'stellen° Die Klägerin befände sich
allerdings in einer günstigeren Rechtslage, wenn sie-

trotz der ihr erteilten negativen Auskunft und ohne jede

,Beweisunterlagen im Dezember 1952 die Hinterbliebenen—

renten aus der AnV ihres Ehemannes bei dem zuständigen .
.Versicherunßsträger beantragt und sich den damals zu

erwartenden ablehnehden Bescheid hätte erteilen lassen°

»Nach Auffindung der Beitragsunterlagen im Jahre 1964 hätte

sie gegen einen solchen bindenden Bescheid'naeh % 1744

RVO die an keine Fristen gebundene neue Prüfung ihres

Anspruchs beantragen und die Nachzahlung der Rente ver—{w
langen können, ohne dem Einwand der Verjährung begegnen

‘zu müssen (vgl° hierzu BSG 6, 285 = SozR Nr„ 1 zu @1744

.
RVG; BSG in SozR Nr.. 5 zu % 1744 RVGund Nr„ 5 zu 5 1500
RVG)° Hätte'sie unter entsprechender Ausfüllung der ‚ ”

üblichen Antragsformulare im Dezember 1952 den WitWen—-

rentenantrag gestellt, so ist allerdings auch nicht auszuf

schließen, daß der damals für die Invalidenversicherung

und Angestelltenversicherung zuständige Versicherungsträger

— die Landesversicherungsanstalt (LVA) Schleswig—Holstein —

- aufgrund der Angaben in dem Rentenantrag und der vom Ver—

reicherungsträger — von Amts wegen — durchzuführenden '
vErmittlungeh andere Unterlagen über die Versicherung und

Beitragsleistung des Ehemanhes der Klägerin zur AnV in den
Jahren 1952 bis 1934 herangezogen (zB Auskünfte von—den
Arbeitgebern eingeholt oder Zeugen vernommen) und sie für "

die Gewährung der Witwenrente als ausreichend erachtet '

hätte„ In der Regel sind die Versicherten und ihre Hinter—

bliebenen aufgrund ihrer Mitwirkungspflicht gehalten, die

' entsprechenden Rentenanträgé formgerecht zu stellen, damit

der Versicherungsträger das förmliche‚Rentenfeststellungs— -
Verfahren durchführen und dabei selbst die erforderlichen
Ermittlungen anstellen kann° Dem Versicherungsträger muß

wenigstens durch den Rentenantrag angezeigt werden, daß
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\

Rente beansprucht wird und ihm muß die Möglichkeit der

eigenen Ermittlung, Beurteilung und Feststellung einge—

räumt werden" Diese Möglichkeit ist dem damals zuständi-

gen Versicherungsträger durch die Unterlassung des Renten—

antrages im Dezember 1952 nicht gegeben worden" Gleich—

wohl kann von einem einsichtigen und vernünftigen Be—

troffenen nicht erwartet werden, daß er die Versiche—

rungsträger mit Rentenanträgen befaßt, die deshalb von

vornherein aussichtslos sein müssen, weil nach Auskunft

der dafür allein zuständigen,ßtelle keine Beiträge ent—

richtet sind und deshalb überhaupt kein Versicherungsver-

hältnis bestanden haben kann,

Das LSG hat keine Feststellungen darüber getroffen, ob die

Klägerin vor oder nach Erhalt der negativen Auskunft der
Treuhandverwaltung vom 16. Dezember 1952 von sich aus

irgendwelche weiteren Nachforschungen unternommen hat,

um zu klären, ob nicht doch eine Versicherung ihres Ehe-

mannes in der AnV bestanden hat und für ihn Beiträge ent—

richtet worden sind, und ob sie insbesondere bei den

früheren Arbeitgebern ihres Ehemannes, der Personalab—

_
teilung seiner letzten Dienststelle oder bei seinen frühe-
ren Mitarbeitern Erkundigungen eingezogen hat, Selbst

wenn die Klägerin zu 1) derartiges unterlassen und nur

im Vertrauen auf die Richtigkeit und Vollständigkeit
der Auskunft der Treuhandverwaltung den Erntenantrag

im Dezember 1952 unterlassen hat, ist die Annahme ge—
rechtfertigt, daß sie durch das pflichtwidrige Verhalten

der Treuhandverwaltung daran gehindert worden ist, den

Rentenantrag im Dezember 1952 zu stellen? denn es ist

nicht erforderlich, daß dieses pflichtwidrige Verhalten
die alleinige Ursache für das Unterlassen des Antrages

gewesen ist° Es genügt, daß es dafür die wesentliche

Bedingung gesetzt hat, also die Unterlassung der Antrag-

stellung vorwiegend in den Verantwortungsbereich der
Treuhandverwaltung fällt° Da dies der Fall ist, kommt

— 20 -.
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es auch nicht mehr darauf an, daß die Klägerin zu 1) in

der Zwischenzeitbis zumJahre1964nicht erneut eine '
Anfrage bei der BfA über das Vorhandensein eines Beitrags—

kontos ihres Ehemannes gehalten oder einen neuen Renten— *
antrag gestellt hat„ ’ '

Anders als in dem vom 4° Senat entschiedenen Fall (Urteil—

vom 28„1001968 — 4 HJ 555/64 —) ist in der gegenwärtigen

‚Streitsache das pflichtwidrige Verhalten der Treuhandver«

waltung, nämlich die falsche Auskunft vom 16 Dezember

fl952 für die Unterlassung des Witwenrentenantrages im
‚Dezember 1952 nicht nur ursächlich, sondern auch geeignet
‚gewesen_ die Antragstellung zu verhindern°

Die beklagte BfA beruft sich zwar darauf, die falsche ‘

‘ Auskunft der Treuhandverwaltung brauche sie nicht zu ver—V‘
_antworten; sie sei weder mit der BfA und mit der Treuhand—

_verwaltung identisch noch sei sie deren Rechtsnachfolger°

Dies trifft zwar zu, ist aber letztlich nicht entscheiw
dend„— '

Im Dezember 1952 war die BfA noch nicht errichtet° Damals

wurden im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland die Auf»"
gaben der AnV von den LVAen treuhänderisch verwaltet° Die

BfA ist erst durch das Errichtungsgesetz vom 7° August

'l955 (BGBl 1955 I 857) errichtet worden° Sie hat nunmehr

das AVG durchzuführen, und zwar auch soweit es sich um
Ansprüche aus Beiträgen zur früheren RfA handelt° Naeh

dem FredeG hat sie derartige Ansprüche vom 1„ April

’ 1952 an zu gewähren° Die BfA hat zwar nieht die Funktion

der BfA übernommen, aber die der westdeutschen LVAen, die
bis dahin die AnV treuhä■derisch verwaltet haben° Soweit
es sich um Rentenansprüche aus Beiträgen zur früheren

RfA handelt, richteten sie sich gegen die BfA zwar aus—'
schließlich nach dem FredeG 'Die BfA tritt aber für sie
nach den gleichen Maßstäben ein, nach denen bisher die
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westdeutschen LVAen für sie eingetreten sind (vgl,
Koch/Hartmann/v° Altrock/Fürst, AVG, 2„u.5. Aufl„

Bd° I S° 589)° Sogar über das Inkrafttreten des Errich—

tungsgesetzes am l° August 1955 hinaus ($ 54 Errichtungs—

gesetz) blieb die Auftragsverwaltung der LVAen hinsicht—
lich der laufenden Verwaltungsgeschäfte bis zum 51„ Janu-

ar 1954 erhalten (5 26 Abs° 1 Errichtungsgesetz)° Nach

Beendigung der von den LVAen wahrgenommenen Auftragsver-

waltung in der AnV hat die BfA zwar nicht als Rechtsnach—

folger sondern als Funktionsnachfolger für alle von den

LVAen im Rahmen ihrer treuhänderischen Verwaltung vor—

genommenen versicherungsrechtlichen Handlungen einzu-

treten° So wirken z.B. Anerkenntnisse und Begünstigungen
durch die LVAen gegen die BfA in gleicher Weise wie gegen

die LVAen (Koch/Hartmann/v.Altrock/Fürst aaO S° 595)°
Der Senat hat in diesem Zusammenhang bereits in einem

anderen Falle ausgesprochen, daß die BfA, obsohon sie

an der früheren fehlerhaften Rentenfeststellung der

damals zuständigen LVA im Juni 1952 nicht beteiligt ge-
wesen war, sich entgegenhalten lassen muß, daß die LVA

bei Feststellung der Renten aus der AnV nicht alles getan

habe, was zur Klärung des Sachverhalts erforderlich ge—

wesen wäre, und daß sie die Verjährung nur einwenden
könne, wenn und Soweit die LVA dies hätte tun können
(BSG in SozR Nr. 5 zu 5 1500 EVO)° In gleicher Weise

muß die heute für die Ansprüche aus der AnV zuständige

BfA einen Rentenantrag im Dezember 1952 als gestellt

gegen sich gelten lassen, wenn die damals für die AnV

zuständige LVA dies hätte tun müssen,

' Die bis zur Errichtung der BfA für die Gewährung von
L istungen aus der AnV zuständige LVA hätte den Witwen—
rentenantrag der Klägerin zu 1) aber als im Dezember
1952 gestellt gelten lassen müssen, weil sie sich als
Versicherungsträger der AnV die falsche Auskunft der
Treuhandverwaltung der stillgelegten Sozialversichervngs—
träger

- RfA - vom 16° Dezember 1952 hätte zurechnen

_ 22 _
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lassen müssen° Denn diese Auskunft ist mit in ihrem Namen_

erteilt werden, weil die Treuhandverwaltung die vorhande—

nen Beitragskonten der früheren RfA zusammen mit dem ‘

Gemeinschaftsbüro der weStdeutschen LVAen verwaltete, die
Auskunft aus dem Beitragskonto der BfA also_auch für

‚__
dieses Gemeinschaftsbüro und Somit für die westdeutschen
LVAen gegeben worden ist° Es ist deshalb so anzusehen, als

ob die damals im Dezember 1952 für den Wohnsitz der<
Klägerin zu 1) und ihren Rentenanspruch Zuständige LVA.

Schleswig-Holstein die falsche Auskunft eelb3t erteilt
hätte° Dann aber hat der für die Leistung aus der AnV
zuständige Versicheruhgsträger selbst die falsche Aus—‘

‚kunft erteilt und dadurch die Rontenberechtigte daran gee'

hindert{ die für den früheren Rentenbeginn in 5 17 Absol
Satz 2 FredeG vorgesehene Antragsfrist einzuhalten, so
daß gegenüber der LVA Schleswig—Holstein der Rentenantrag.

als innerhalb der vorgesehenen Frist gestellt zu gelten
hat° Diesen Rentenantrag hat die beklagte RfA aufgrund

der Funktionsnachfolge in gleicher Weise gegen sich
gelten zu lassen°' '

Die Verpflichtung der beklagten BfA, der Klägerin zu l)’

die Witwenrente vom l° April 1952 an zu gewähren‚ ergibt
sich auch aus % 17 Abs° l FredeG° Da der Versicherungs«

.fall am 15° März 1945, also VOr Inkrafttreten des FredeG

aml° April 1952 (5 20 Abs„ 1 FredeG) eingetreten ist,
der Witwenrentenantrag als im Dezember 1952 bei der zu—
ständigen LVA Schleswig—Holstein als gestellt gilt und

über'den Antrag bei Inkrafttreten des FredeG durch die
zuständige LVA aufgrund der SozialverSicherungsanordnung -“

Nr„ 1 betr° Zahlung von Renten der Sozialversicherung an'-

Flüchtlinge vom29„ Januar1947(ArbBl fodobritische "
Zone So 74) noch niCht ent30hieden war, hat nunmehr die
BfA unter Berücksichtigung der Vorschriften des FredeG

über den Antrag zu entscheiden„ Die BfA hat die Leistungen
.nach Maßgabe des FredeG vom Inkrafttreten dieses Gesetzesa
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also vom 1. April 1952 an zu gewähren, wenn von diesem

Zeitpunkt an alle Voraussetzungen für die Witwenrente

erfüllt sind. Zu diesen Voraussetzungen gehört an sich

auch der Rentenantrag; da dieser frühestens im Dezember

1952 als gestellt gilt, könnte die Witwenrente nach der

Vorschrift des 5 1286 Abs. 1 RVOaF erst vom 1. Januar
1955 an beginnen. Nun besagt aber 5 17 Abs. 1 Satz 2
.FredeG, daß die Leistungen nach diesem Gesetz vom 1.April

1952 an beginnen, wenn der Antrag spätestens bis zum
Ablauf eines Jahres nach deererkündung des FredeG, also

bis zum 10. März 1954 gestellt ist. Diese Regelung muß

für eine vor Verkündung des FredeG (10.5.1953) aber nach

Inkrafttreten des FredeG (1.4.1952), nämlich im Dezem-

ber 1952 beantragte aber noch nicht festgestellte Leistung

ebenfalls gelten, so daß die BfA der Klägerin zu 1) auf
ihr Begehren, so gestellt zu werden als habe sie den

Antrag im Dezember 1952 gestellt, die Witwenrente vom
1. April 1952 an

nachzuzahlen hat.

Eine Verjährung des Anspruchs auf Witwenrente der Kläge-

rin zu 1) für die Zeit vor dem 1. Januar 1957 könnte die

Beklagte nicht einwenden, weil die Versäumung der Ver—

jährungsfrist vorwiegend in ihren Verantwortungsbereich

bzw. in den der früher zuständigen LVA fällt (vgl. hierzu
BSG in SozR Nr. 5 zu 5 1500 RVG).

Die vorstehenden Ausführungen sind entsprechend anzuwenden

auf die Anträge auf Gewährung voanaisenrenten an die

Kläger zu 2) bis 5). Unter Berücksichtigung der für die
Gewährungvon Waisenrenten an die Kläger zu 2) bis 5) in
Betracht kommenden gesetzlichen Vorschriften haben die An—

träge als innerhalb der Fristen gestellt zu gelten, die im

Gesetz für den früheren Beginn der Waisenrenten festgesetzt

sind; sie haben also, soweit diesin Betracht kommt, im
Dezember 1952, im Jahre 1956 und im Jahre 1957 als ge-
stellt zu gelten.
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Mit dieser Entscheidung wird das im Rentenrecht geltende

Antragsprinzip nicht durchbrochen, nämlich der Grundsatz,
'daß dert, wo nach dem Gesetz Leistungen nur auf Antrag ge—

währt werden die Leistungen auch nur gewährt werden

können, wenn der Rentenantrag gestelltist° 801:chl für die'

Witwenrente als auch für die Waisenrenten haben die Anträge

als fristgerecht gestellt Zu gelten° Da damit diese ge—
setzliche Voraussetzung für die Gewä_hrung der Renten er—'

füllt ist, tritt auch nicht der Fall ein, daß die Beklagte

verpflichtet wird, den Leistungsanspruch einer falschen

Auskunft entsprechend gesetzwidrig zu regeln, was die

Rechtsprechung des BSG mit Recht abgelehnt hat (BSG 25,
219), Vielmehr wird der Versicherungsträger gehalten, die '

Hinterbliebenen so
zu stellen, als wenn der Versicherungen

träger die Auskunft.richtig und vollständig erteilt und
die Berechtigten ihre Rentenanträge der richtigen Auskunft

entsprechend rechtzeitig gestellt hätten° Der versicherungen

träger hat mithin keine anderen Leistungen zu erbringen,.

als diejenigen, die er bei richtiger Auskunft ohnehin

hätte gewähren müssen° '

‘Die Kostenentscheidung folgt aus % 195 SGG°
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